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Justizaussprachen — ein wichtiger Hebel 
zur Verbindung mit den Werktätigen 

der Deutschen Demokratischen Republik
Die Justizaussprachen sind e i n e  Form der Tätigkeit 

der Gerichte, die der Festigung der Verbindung mit den 
Werktätigen dient. Ihre Durchführung gehört zu den 
staatlichen Aufgaben des Gerichts und wird vom Mini­
sterium der Justiz angeleitet und kontrolliert.

Erfreulich ist die große Zahl solcher Veranstaltungen, 
welche die Kreisgerichte und teilweise die Bezirks­
gerichte im letzten Quartal 1953 durchgeführt haben. 
In rund 1200 Veranstaltungen mit einer Gesamt­
besucherzahl von mehr als 72 000 Personen gaben die 
Richter Aufklärung auf den verschiedensten Rechts­
gebieten. Etwa 55—60°/o der Veranstaltungen führten 
sie in den Betrieben durch, 30—35°/o in den Wohn­
bezirken der Städte und Dörfer. Viele Gerichte suchten 
weiter staatliche Verwaltungen, Maschinen- und Trak­
torenstationen, volkseigene Güter, Veranstaltungen 
demokratischer Massenorganisationen und in einigen 
Fällen auch Ferien- und Erholungsheime unserer 
Werktätigen auf.

Etwa 10% der Besucher beteiligten sich an den Dis­
kussionen oder stellten die verschiedensten Fragen an 
die Referenten.

Neben den Direktoren und Richtern der Gerichte 
wirkten in vielen Fällen die Kreisstaatsanwälte oder 
ihre Vertreter an diesen Veranstaltungen mit, wäh­
rend von einer Beteiligung der Rechtsanwälte in den 
Bezirken nichts zu bemerken war. Sie erhielten dabei 
Hilfe und Unterstützung durch die Nationale Front 
des demokratischen Deutschlands, den Demokratischen 
Frauenbund, durch die Bürgermeister in den Gemein­
den und durch die Parteiorganisationen in den Betrie­
ben. Mangelhaft dagegen war die Unterstützung durch 
den FDGB und durch die Betriebsgewerkschaftslei­
tungen in einigen Betrieben. So wird zum Beispiel 
aus dem Bezirk Halle gemeldet, daß bei der Durch­
führung von 5 Musterveranstaltungen in Großbetrie­
ben der FDGB lediglich die Betriebe namhaft machte, 
jede weitere Unterstützung bei der Vorbereitung der 
Veranstaltungen aber vermissen ließ. Dies führte da­
zu, daß die Beteiligung der Arbeiter in den genannten 
Betrieben sehr schlecht war.

So nahmen zum Beispiel in der Schuhfabrik 
„Banner des Friedens“ in Weißenfels neben 50 Kol­
legen aus anderen Weißenfelser Betrieben nur 10 Ar­
beiter und Angestellte dieser großen volkseigenen 
Schuhfabrik teil. Im RAW Halle waren es nur 4 Teil­
nehmer, im Mifa-Werk Sangerhausen 60 Teilnehmer.

Auch die Referenten trugen mitunter durch eine for­
male Durchführung der Veranstaltung dazu bei, daß der 
Erfolg ausblieb. Es genügt eben nicht, wenn nur das 
zentral festgelegte Thema im Referat behandelt wird, 
ohne daß damit gleichzeitig die örtlichen Schwerpunkt­
aufgaben verbunden werden. Der Referent sollte schon 
vor der Veranstaltung einmal in den Betrieb oder in 
das Dorf fahren, um dort durch Aussprache mit den 
verantwortlichen Funktionären des Betriebes und der 
Massenorganisationen die besonderen Verhältnisse oder 
Schwierigkeiten kennenzulernen. Dadurch wird sein 
Vortrag lebendiger, und es entsteht ein viel besserer 
Kontakt mit den Besuchern. Ihr Vertrauen zu den 
Staatsorganen wird gestärkt, wenn sie wissen, daß 
sich die’ Beauftragten unserer Staatsmacht mit ihren 
Schwierigkeiten befassen und ihnen bei der Überwin­
dung von bestehenden Mängeln behilflich sind, ihnen 
Rat und Anleitung gewähren.

Wenn Veranstaltungen in der Berichtszeit auch in­
folge besonderer Ursachen, wie Monat der Deutsch- 
Sowjetischen Freundschaft mit seiner Vielzahl von 
gesellschaftlichen Veranstaltungen, Vorbereitung für 
das Weihnachtsfest usw., nicht so gut besucht waren, 
so mußte schon die oft formale Vorbereitung und 
mangelhafte Durchführung von vornherein zum Miß­
erfolg führen. Es ist für die Veranstalter unerläßlich 
zu wissen, wann es bestimmte Spitzenzeiten in der 
Arbeit der Landwirtschaft gibt und daß eine Vielzahl

von kurz aufeinander folgenden Veranstaltungen in 
einem Dorf oder einem Betrieb zu schlechtem Besuch 
führt. Ebenso falsch ist es aber auch, bei schlechtem 
Besuch das Referat abzusetzen und allgemeine „Plau­
derstunden“ durchzuführen, denn dadurch werden die 
weiteren Veranstaltungen gefährdet.

In einer kleinen Gemeinde wurde zum Beispiel ein 
Justizausspracheabend angesetzt, obwohl zu gleicher 
Zeit im' Orte eine Kinoveranstaltung und eine Eltern­
beiratssitzung stattfand. Falsch ist es auch, eine 
Justizaussprache so anzuberaumen, daß sie 125 Stun­
den Produktionsausfall verursacht, wie dies in der 
EKM-Pumpenfabrik Salzwedel geschah. Falsch ist es, 
wenn das Kreisgericht Gadebusch in 6 Gemeinden 
Veranstaltungen mit insgesamt nur 72 Teilnehmern 
durchführt und dabei noch 50 DM Kosten entstehen.

Auch von seiten des Ministeriums der Justiz ist 
sicherlich nicht genug für einen erfolgreichen Verlauf 
der Justizaussprachen getan worden. Die eingegange­
nen Berichte wurden im allgemeinen nur registriert 
und statistisch festgehalten, nicht aber ihrem oft 
wesentlichen Inhalt nach beachtet und für die weitere 
Arbeit ausgewertet. Die Überlegungen über ihre 
richtige und nutzbringende Handhabung haben erst 
jetzt begonnen. Allerdings können verallgemeinernde 
und anleitende Schlußfolgerungen nur aus solchen 
Berichten gezogen werden, die sich nicht auf eine for­
male Ausfüllung von Berichtsbogen’ beschränken. So 
wichtig die präzise Beantwortung der in den Berichts­
mustern enthaltenen einzelnen Fragen ist, so darf sie 
nicht zur schablonenhaften Berichterstattung führen. 
Vielmehr muß doch darüber hinaus eine sorgfältige, 
kritische und selbstkritische Berichterstattung über alle 
wichtigen Einzelheiten sowie eine verantwortungs­
bewußte Einschätzung der einzelnen Veranstaltung er­
wartet werden.

Dies hätte auch den Justizverwaltungsstellen in den 
Bezirken längst auffallen müssen, wenn sie sich nicht 
auf das „Registrieren“ der durchgeführten Veranstal­
tungen beschränkt, sondern eine wirkliche Kontrolle 
ausgeübt hätten. Auch sie müssen ihre Arbeit bezüg­
lich der Justizaussprachen gründlich verändern! Wenn 
sie sich jetzt, im Jahr der großen Initiative, um dieses 
wichtige Aufgabengebiet sorgfältiger kümmern, so 
lernen sie dabei selbst die Schwerpunkte ihres Bezirkes 
kennen; sie erfahren die Kritik der Bevölkerung an 
der Arbeit der Kreisgerichte sofort und können 
schnellstens die Beseitigung der Mängel veranlassen.

Daß bei einer guten Vorbereitung und bei der rich­
tigen Themenauswahl — und wenn man die Einladung 
nicht nur den Funktionären des Betriebes überläßt — 
auch sehr gute Ergebnisse zu erzielen sind, zeigen 
folgende Beispiele:

Der Direktor des Kreisgerichts Altenburg hat in 
Betrieben und Wohnbezirken des Kreisgebietes in 9 
Justizveranstaltungen zu mehr als 1100 Werktätigen 
gesprochen. Das Kreisgericht Hettstedt hatte 200 Be­
sucher, als es einige Tage nach dem Prozeß gegen 
einen ehemaligen BGL-Vorsitzenden in dem Betrieb 
eine Aussprache durchführte und das Urteil mit den 
Betriebsangehörigen diskutierte. Das Kreisgericht 
Halle (Saalkreis) wählte eine Strafsache, ein Verbrechen 
gegen das VESchG aus seinem Kreisgebiet, als Thema 
und hatte dadurch eine sehr gute Beteiligung. In der 
MTS Roßla wurde ein Betriebsunfall, der sich kurz 
vorher zugetragen hatte, zum Gegenstand der Justiz­
aussprache gemacht, und es ergab sich eine fast voll­
zählige Beteiligung der Traktoristen und Angestellten 
der MTS.

Im volkseigenen Betrieb „Gazelle“ nahmen von 
148 Betriebsangehörigen 130 Werktätige am Justizaus­
spracheabend teil, darunter befanden sich 100 Frauen.

Das Bezirksgericht Cottbus nahm einen Prozeß 
gegen eine Agentengruppe zum Anlaß, um im BFG- 
Lauchhammer über diesen Prozeß eine Aussprache 
mit den Werktätigen durchzuführen. Rund 330 Ange­
hörige dieses Großbetriebes wurden vom Direktor des 
Bezirksgerichts Cottbus über die Hintergründe dieses 
Staatsverbrechens aufgeklärt. Er konnte dabei beson­
ders auf den verderblichen Einfluß der westdeutschen
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